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Presse-Information

Schutzlos ausgeliefert:
„Dieser Lärm macht mich wahnsinnig“

Land schafft  Recht auf Ruhe in eigenen vier Wänden mit einem Handstreich ab

Das Ehepaar Anna und Werner Müller steht kurz vor dem Nervenzusammenbruch. Unter großen finanziellen Opfern haben sie sich eine Eigentumswohnung im sozialen Wohnbau geleistet. Doch seitdem sie eingezogen sind, ist an Ruhe und Entspannung nicht mehr zu denken. In die darüberliegende Wohnung ist eine Familie mit  drei kleinen Kindern eingezogen, es herrscht Tag und Nacht Betrieb: lautes Herumlaufen, Weinen, Schimpfen, Klavierüben, Fernseher ... Die Müllers sind kinderlieb und verständnisvoll. Doch der Lärm, der aus der darüberliegenden Wohnung und aus dem angrenzenden Treppenhaus in Wohn- und Schlafzimmer der Müllers dringt, ist nicht mehr auszuhalten. Außerdem bekommen die geplagten Nachbarn peinlicherweise alles mit, was sich in der lebhaften Familie an Gesprächen abspielt. Den Müllers ist klar: hier liegt die Schuld bei der Baufirma, die keinen Cent in einen effektiven Lärmschutz zwischen den einzelnen Wohneinheiten investiert hat. Die Müllers wenden sich an einen Anwalt. Doch dieser muss feststellen, dass das Land Menschen wie den Müllers mit einem Handstreich jegliche rechtliche Handhabe  entzogen hat.
Gemäß Dekret des Landeshauptmannes vom 14. 06. 02 hat dieser die technisch prozeduralen Lärmschutzartikel aus dem eigenen Dekret Nr. 4/6.3.89 einfach aufgehoben. Dies sind genau jene Passagen im Dekret, auf welche sich ein Verbraucher hätte berufen können, um Lärm und Trittschall über exakt festgelegte Normen abzuwehren. In der Praxis heißt dies, dass die Baufirmen jegliches Wand- und Deckenmaterial einsetzen dürfen. Damit ist ein wichtiger Schutz des Verbrauchers geschmälert: das Recht auf Ruhe in den eigenen vier Wänden. „Die Verantwortlichen im Land haben damit einen weiteren Kniefall vor dem Baugewerbe gemacht“, sagt Walther Andreaus, Geschäftsführer der VZS. 

Durch das Streichen der „lästigen“ Bestimmungen  gelten jetzt nur mehr die gesamtstaatlichen Passivnormen gegen Lärmverseuchung. Deren Durchsetzung aber bedeutet für die Betroffenen ein mehrjähriges Zivilverfahren mit ungewissem Ausgang, einen langen zermürbenden Rechtsweg über Gutachter und Advokaten, verbunden mit entsprechend hohen Kosten. 

„Die Landesregierung hat ihre Leute im Stich gelassen“ sagt Klaus Griesser, Architekt und Bauberater der Verbraucherzentrale „und im Interesse der Unternehmer gehandelt“. Dabei gäbe  es keinen wirklichen Grund für diesen „Gefallen“, da lärmabsorbierende Materialien nicht teurer seien, als konventionelle Mauern.

Den Bürgerinnen und Bürgern, die künftig Wohnungen bauen, empfiehlt er, sich bereits vor dem Kauf gegen die Belastung durch Lärm und Trittschall abzusichern und schriftlich entsprechende Maßnahmen und Materialien einzufordern. Allerdings müßten die zukünftigen Besitzer die Einhaltung dieser Abmachungen dann im Verlauf des Baues auch immer wieder eigenhändig überprüfen. 

